
Täter sollen sich fürchten.

Die vom Sejm verabschiedete Änderung des Strafgesetzbuches
sieht unter anderem die Einführung einer absoluten lebens-
langen  Freiheitsstrafe  mit  feststehender  Strafverbüßung
bis zum Tode, die Abschaffung der Verjährungsfrist für bes-
timmte  Sexualstraftaten  und  die  Beschlagnahmung  von
Fahrzeugen, deren Fahrer Alkohol oder Drogen konsumiert
haben, vor.

Besserer Schutz durch höhere Strafen

Wie die Verfasser der Strafrechtsnovelle betonen, besteht
das Hauptziel der Änderungen darin, den Schutz vor schwer-
sten Straftaten zu verstärken: Gegen die sexuelle Frei-
heit, insbesondere zum Nachteil von Minderjährigen, bei
Verkehrsdelikten, die im Alkoholrausch oder unter dem Ein-
fluss von Betäubungsmitteln begangen werden. Der Weg zu
mehr Schutz führt über höhere Haftstrafen. In erster Linie
durch  die  Anhebung  der  Strafobergrenze  von  15  auf  30
Jahre, die Abschaffung der gesonderten Haftstrafe von 25
Jahren  und  die  Einführung  einer  absoluten  lebenslangen
Haftstrafe. Bis jetzt galt ein dreistufiges System: Hafts-
trafen bis zu 15 Jahren, dann 25 Jahre und anschließend
die Höchststrafe lebenslänglich.

Die Verschärfung der strafrechtlich auferlegten Verantwor-
tung stößt auf Kritik derjenigen, die Haftstrafen auch als
eine erzieherische Maßnahme betrachten. Sie betonen, dass
beides, sowohl die Unvermeidlichkeit von Strafen als auch
die Resozialisierung von Gefangenen, wichtig ist. Aus die-
sem Grund halten sie beispielsweise die Herabsetzung des
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Strafmündigkeitsalters für Jugendliche von 15 auf 14 Jahre
für einen Fehler. Sie argumentieren, dass die Inhaftierung
eines Straftäters in einem so jungen Alter nicht sicher-
stellt, dass er in Zukunft keine Straftaten mehr begeht.
Die  Gefahr  bestehe,  dass  er,  wenn  er  unter  älteren
Straftätern  lebt,  deren  Verhaltenskodex  übernimmt.

Das Justizministerium entgegnet, dass die Änderungen nur
für schwerste Straftaten und Wiederholungstäter vorgesehen
sind, und in solchen Fällen müsse das Wohl der Bevölkerung
an  erster  Stelle  stehen.  Dementsprechend  beginnt  die
Vorstellung der neuen Regelungen auf der Website des Minis-
teriums mit zwei Aussagen, die gleichsam das Motto der Re-
form  darstellen:  „Kriminelle  müssen  sich  fürchten“  und
„Die Polen müssen sich sicher fühlen“. Das Ministerium
beruft  sich  dabei  auf  eine  Umfrage  des  Meinungs-
forschungsinstituts CBOS, die zeigt, dass 69 Prozent der
Polen strengere Strafen für Straftäter befürworten.

Die absolute lebenslange Freiheitsstrafe

Vor einigen Jahren erlangte der Fall des Serienmörders und
Pädophilen Mariusz Trynkiewicz Berühmtheit. Er wurde 1989
zu viermal lebenslänglich verurteilt. Nach einer Amnestie
hat man das Urteil jedoch in 25 Jahre Gefängnis umgewan-
delt. Im Jahr 2014 sollte Trynkiewicz nach Verbüßung sein-
er Strafe entlassen werden. Das Gericht befand jedoch,
dass der Mann immer noch eine Gefahr für die Allgemeinheit
darstelle, und ordnete eine Sicherheitsverwahrung in der
Sonderanstalt  in  Gostynin  an.  In  den  folgenden  Jahren
wurde er wiederholt wegen Besitzes von Kinderpornografie
zu insgesamt sechs Jahren Gefängnis verurteilt, zuletzt im
Jahr 2021.

Die Novelle ändert diese absurde Situation. Sie sieht eine



lebenslange Freiheitsstrafe, ohne die Möglichkeit sie auf
Bewährung  auszusetzen,  vor,  wenn  die  Umstände  der  Tat
sowie das Verhalten und der Charakter des Täters darauf
hindeuten, dass seine Entlassung eine ständige Gefahr für
das Leben, die Gesundheit, die Freiheit oder die sexuelle
Freiheit anderer darstellt. Die lebenslange absolute Haft
droht  auch  Wiederholungstätern,  die  erneut  einen  Mord,
eine schwere Sexualstraftat oder einen Terroranschlag bege-
hen.

Die Frist, nach der „einfach“ lebenslänglich Verurteilte
eine bedingte Entlassung beantragen können, wurde von 25
auf 30 Jahre verlängert. Die Bewährungszeit bei einer bed-
ingten Entlassung währt dann bis zum Tode. Aktuell sind es
noch 10 Jahre. Die Verjährungsfrist für Mord wird eben-
falls heraufgesetzt: von 30 auf 40 Jahre.

Straftaten ohne Verjährungsfrist

Sexualstraftaten haben sehr oft tragische Folgen für das
Leben der Opfer. Ein Beitrag zur Überwindung solcher trau-
matischen Situationen ist die Bestrafung des Täters, die
es dem Opfer leichter macht, sich nicht mehr selbst die
Schuld am Erlebten zu geben. Bislang war diese Möglichkeit
durch die Verjährungsfrist eingeschränkt. Bei Pädophilen
beispielsweise waren es fünf Jahre, in besonders schweren
Fällen 10 Jahre. Da es sich bei den Opfern um Kinder han-
delt, ist die Straftat oft schon verjährt, wenn sie das
Erwachsenenalter erreicht haben und psychisch reif genug
sind, Anzeige zu erstatten.

Nach Inkrafttreten der Novelle wird der Katalog der Straf-
taten, die nicht verjähren, um die Vergewaltigung eines
Minderjährigen unter 15 Jahren erweitert. Andere pädophile
Straftaten verjähren erst, wenn das Opfer das Alter von 40



Jahren erreicht hat. Das Strafmaß für Pädophilie wird ver-
schärft: Die Vergewaltigung eines Kindes wird mit 5 bis 30
Jahren Gefängnis oder lebenslänglicher Haft bestraft. Ge-
genwärtig geht ein Verurteilter für 3 bis 15 Jahre ins Ge-
fängnis.

Ebenfalls erhöht wird die Strafe bei Sexualdelikten gegen
Erwachsene. Wurden sie mit besonderer Grausamkeit began-
gen, gibt es keine Verjährungsfristen mehr. Eine Vergewal-
tigung, bei der der Täter besondere Grausamkeit an den Tag
legte, wird mit 5 bis 30 Jahren Gefängnis oder lebens-
länglicher Haft bestraft (heute sind es bis zu 15 Jahre Ge-
fängnis). Die gleiche Strafe gilt, wenn auf die Vergewalti-
gung  eine  schwere  Körperverletzung  folgt  (derzeitiges
Strafmaß liegt zwischen 2 und 12 Jahren).

Die Novelle enthält des Weiteren neue qualifizierte Verge-
waltigungstatbestände, z. B. Vergewaltigung einer Schwan-
geren, Vergewaltigung unter Bedrohung mit einer Waffe oder
Vergewaltigung  mit  Bild-  und  Tonaufzeichnung  der  Tat.
Diese werden derzeit mit 2 bis 12 Jahren Haft bestraft,
nach der Änderung mit 3 bis 20 Jahren.

Bei Trunkenheit am Steuer wird das Auto konfisziert

Für viel Aufregung sorgt die neue Bestimmung, die neben
dem Entzug der Fahrerlaubnis vorsieht, dass ein Fahrzeug
ab 1,5 Promille Alkohol im Blut des Fahrers beschlagnahmt
werden muss. Das geschieht unabhängig davon, ob er einen
Verkehrsunfall  verursacht  hat  oder  nicht.  Die  Polizei
beschlagnahmt den Wagen umgehend für bis zu sieben Tage.
In dieser Zeit entscheidet der Staatsanwalt über die Sich-
erstellung des Fahrzeugs und das Gericht muss die Beschlag-
nahme sanktionieren.



Kritiker  weisen  darauf  hin,  dass  sich  die  Rolle  des
Gerichts in diesem Fall darauf beschränkt, die Entschei-
dung  der  Staatsanwaltschaft  automatisch  zu  akzeptieren,
ohne dass es zu einem Prozess kommt. Unter besonderen Um-
ständen kann das Gericht jedoch von der Anordnung des
Entzugs des Fahrzeugs abweichen.

Für Wiederholungstäter im Straßenverkehr, die unter Alko-
holeinfluss fahren, gibt es kein Pardon. Sie verlieren das
Fahrzeug bereits, wenn der Test einen Blutalkoholgehalt
von mehr als 0,5 Promille ergibt. Ist ein Wagen nicht das
alleinige Eigentum eines Fahrers, ordnet das Gericht die
Hinterlegung des Fahrzeuggegenwertes durch den Fahrer an.
Die Wertermittlung des Fahrzeugs erfolgt ohne Einbeziehung
von Sachverständigen. Sollte das Fahrzeug zusätzlich in ei-
nen Unfall verwickelt gewesen sein, wird der Wert vor die-
sem Ereignis angesetzt.

Die Strafen für das Fahren unter Alkoholeinfluss werden
ebenfalls verschärft, z. B. bei schweren Verletzungen oder
dem Tod eines Unfallopfers drohen bis zu 16 Jahre Gefäng-
nis (derzeit bis zu 12 Jahre). Auch Mehrfachtäter bei
solchen Unfällen müssen mit einer schweren Strafe rechnen.
Bei wiederholter Trunkenheit am Steuer droht ihnen automa-
tisch eine Gefängnisstrafe ohne Bewährung, bei Todesfolge
sind es mindestens 5 Jahre.

Das Ministerium verteidigt diese Bestimmungen und weist da-
rauf hin, dass Betrunkene am Steuer eine tödliche Gefahr
für andere Verkehrsteilnehmer darstellen. Es präsentiert
auch eine Liste von EU-Ländern, in denen Fahrzeuge wegen
Trunkenheit am Steuer beschlagnahmt werden. Dazu gehören
Dänemark, die Schweiz, Frankreich, die Slowakei, Belgien,
Finnland. Überall dort hat diese Maßnahme zu einem deut-
lichen Rückgang bei der Anzahl dieser Delikte geführt.



Protestierende Strafrechtler wurden nicht erhört

Mehr  als  170  Strafrechtswissenschaftler  appellierten  an
Staatspräsident Andrzej Duda, sein Veto gegen die Änderung
einzulegen. Ihrer Ansicht nach „führt dieser Gesetzentwurf
das  polnische  Strafrecht  in  die  kommunistische  Ära
zurück“, da er die Resozialisierung als eines der Ziele
der Bestrafung ausschließt und eine absolute lebenslange
Freiheitsstrafe einführt, „die nach der Europäischen Men-
schenrechtskonvention verboten ist“. Die Verfasser weisen
auch  darauf  hin,  dass  die  Novelle  Verfahrensmängel
aufweist, da die Änderungen einiger Bestimmungen erst nach
der ersten Lesung des Entwurfs in einer Sejm-Sitzung einge-
bracht wurden.

Der Staatspräsident teilte diese Einwände nicht und hat
die Strafrechtsnovelle am 2. Dezember 2022 unterzeichnet.
Sie wird am 3. März 2023 in Kraft treten.

© RdP

Schwerverbrecher prüfen sehr wohl, was ihnen nach einer
geplanten Straftat blühen kann.

Gespräch mit Marcin Warchoł, seit 2015 stellv. Justizminis-
ter, Jahrgang 1980, Strafjurist (Studium an der Warschauer
Universität), Sejm-Abgeordneter der Partei Solidarna Pols-
ka (Solidarisches Polen), des Koalitionspartners von Recht
und Gerechtigkeit im Rahmen der regierenden Vereinigten
Rechten.
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Marcin Warchoł.

Den  Appell  an  den  Staatspräsidenten,  die  Änderung  des
Strafgesetzbuches  nicht  zu  unterzeichnen,  haben  173
Strafrechtswissenschaftler  unterschrieben.  Sie  sind  der
Meinung, dass es sich um eine Umkehrung des Strafrechts,
hin zu dem der kommunistischen Zeit handelt. Sie erklären,
dass  es  ihnen  „schwerfällt  zu  verstehen,  dass  im  21.
Jahrhundert, in einem Land, dessen Verfassung sich auf
christliche und humanistische Werte beruft, die Resozial-
isierung als eines der Ziele der Strafe ausgeschlossen,
und die nach der Europäischen Menschenrechtskonvention ver-
botene absolute lebenslange Freiheitsstrafe eingeführt wur-
de“. Offensichtlich sind die Strafjuristen in Polen über
die Erhöhung der Freiheitsstrafen empört.

Der Staatspräsident, von Hause aus übrigens ebenfalls Ju-
rist, ist darauf nicht eingegangen. Er hat die Strafrechts-
novelle unterzeichnet. In Polen gibt es etwa einhundert ju-
ristische Hochschulen. Allein an der juristischen Fakultät
der Warschauer Universität lehren und forschen ca. 370
Rechtswissenschaftler. Die 173 Personen aus ganz Polen,
die den Aufruf unterzeichnet haben, sind also in Wirk-
lichkeit ein sehr kleiner Teil der juristischen Akademik-
erzunft. Die Vordenker dieses Vorhabens sind daher offen-
sichtlich gescheitert. Tausende, wie von ihnen erwartet,
schlossen sich ihrem Aufruf nicht an.



Ihr Ziel war es den Ist-Zustand beizubehalten und natür-
lich waren dabei auch Politik und Ehrgeiz mit im Spiel.
Viele der Unterzeichner standen und stehen an vorderster
Front  der  politischen  Aktivitäten  der  „totalen  Opposi-
tion“, wie sie sich selbst nennt: die Teilnahme an Straßen-
protesten,  das  Anschwärzen  polnischer  Justizbehörden  im
Ausland, das Eintreten für den Erhalt und die Ausweitung
des  Richterstaates,  den  wir  teilweise  in  Polen  schon
haben. Viele von ihnen äußerten und äußern sich strikt
politisch, sehr oft in einer extremen, aggressiven und un-
würdigen Weise. Ihre Eintragungen auf Twitter und Äußerun-
gen anderenorts sind diesbezüglich leicht zu überprüfen.

Die Autoren des Protestbriefes sind zweifelsfrei Teilneh-
mer des politischen Konfliktes, den Polen seit dem Herbst
2015  und  dem  damaligen  doppelten  Wahlsieg  der  Nation-
alkonservativen  (Staatspräsident  und  Parlament)  erlebt,
aber sie tragen auch juristische Gegenargumente vor.

Die Lösungen, die wir einführen, sind gleichbedeutend mit
einer  weitgehenden  Änderung  der  polnischen  Strafrecht-
sphilosophie. Das jetzt geltende Strafgesetzbuch von 1997
ist  eindeutig  täterorientiert  ausgestaltet,  es  berück-
sichtigt in erster Linie deren Interessen.

Wie äußert sich das?

Nehmen wir die Urteile im Prozess gegen die Teilnehmer ein-
er brutalen Schlägerei, bei der dem Opfer ein Tritt gegen
den Kopf versetzt wurde, wobei die Absicht eindeutig darin
bestand den Angegriffenen umzubringen. Das Opfer lag fast
drei Monate lang im Krankenhaus und wurde anschließend
über  ein  Jahr  lang  rehabilitiert,  ohne  dass  es  sein
Sprechvermögen wiedererlangen konnte. Und wie hat es geen-
det? Einer der Täter wurde freigesprochen, ein anderer zu



einer Bewährungsstrafe verurteilt und der dritte kam nur
deshalb ins Gefängnis, weil er zuvor bereits eine andere
Strafe erhalten hatte.

Oder ein weiteres Beispiel. Kürzlich hat ein Appellations-
gericht die Strafe für den Mittäter einer Vergewaltigung,
die mit dem Tod einer Frau endete, umgewandelt. Das Opfer
wurde brutal vergewaltigt, blutend in der Kälte zurückge-
lassen und starb. Das Gericht reduzierte die Strafe von 25
auf 15 Jahre Haft. Es gibt viele, wie wir meinen, zu
viele, solcher Fälle.

Diejenigen,  die  sich  gegen  eine  Änderung  des  Strafge-
setzbuches aussprechen, wollen, dass alles so bleibt. Das
Krakauer Juristenmilieu hatte bisher praktisch ein Monopol
auf die Gestaltung und Auslegung des Strafrechts in Polen.
Sie  sind  Vertreter  der  linksliberalen  Schule  des
Strafrechts,  die  in  den  letzten  Jahren  in  Polen  do-
minierte. Sie sind nicht in der Lage zu akzeptieren, dass
jemand neue Lösungen vorschlagen und eine andere Vision
haben kann.

Der  erste,  der  sich  einer  solchen  Vorstellung  vom
Strafrecht  widersetzte,  war  (der  2010  in  der  Smolen-
sk-Flugzeugkatastrophe umgekommene Staatspräsident – Anm.
RdP) Lech Kaczyński, als er das Amt des Justizministers
bekleidete (Juni 2000 bis Juli 2001 – Anm. RdP). Sein Stel-
lvertreter war damals der heutige Justizminister Zbigniew
Ziobro. Als Professor Lech Kaczyński Justizminister und
Generalstaatsanwalt  wurde  (in  Polen  sind  diese  beiden
Ämter  vereint  –  Anm.  RdP),  schlug  er  Alarm,  dass  das
Strafgesetzbuch von 1997 zu ungerechten, übermäßig milden
Strafen führt.

Wie soll man den Begriff „mild“ verstehen?



Lech Kaczyński wies darauf hin, dass nur 13 Prozent der da-
mals für schwere Straftaten verhängten Strafen Freiheitss-
trafen ohne Bewährung waren und dass jeder fünfte Mörder
in den Genuss einer außerordentlichen Strafmilderung kam.
Er kündigte Änderungen an, die vor allem darauf abzielten,
die  Strafuntergrenzen  zu  erhöhen.  Er  konnte  dieses
Vorhaben jedoch nicht umsetzen, weil er (2002 – Anm. RdP)
die Wahl zum Oberbürgermeister von Warschau gewann. Im
Jahr 2005 wurde er dann Staatspräsident.

Im Jahr 2007, fast am Ende der durch einen Koalitionsbruch
und vorgezogene Parlamentswahlen unterbrochenen Amtsperi-
ode der ersten nationalkonservativen Regierung (2005 bis
2007 unter Jarosław Kaczyński – Anm. RdP) brachte der dama-
lige Justizminister Zbigniew Ziobro einen entsprechenden
Entwurf im Sejm ein. Er konnte nicht mehr verabschiedet
werden.

Die jetzige Änderung beruht auf der gleichen Philosophie.
Nach 25 Jahren des Wartens ist in Polen endlich eine um-
fassende Reform des Strafrechts in Kraft getreten. Wir be-
wegen uns weg von einer Strafphilosophie, die den Täter
schützt, hin zu einer Philosophie, die die Interessen des
Opfers in den Mittelpunkt stellt und potenzielle Täter von
der Begehung von Straftaten abhält. Die Strafen müssen
nicht nur unvermeidbar, sondern auch schwerwiegend sein,
wobei die Notwendigkeit einer Entschädigung des Opfers zu
berücksichtigen ist und dazu führen muss, dass den Tätern
der aus der Straftat gezogene Nutzen entzogen wird.

Stimmt es, dass eine lebenslange Freiheitsstrafe ohne die
Möglichkeit  einer  vorzeitigen  Entlassung  gegen  die  Eu-
ropäische  Menschenrechtskonvention  verstößt?  Könnte  es
sein, dass aufgrund dieser Verschärfung andere Länder ge-
fährliche Kriminelle nicht mehr an Polen ausliefern wer-



den?

Nein. Erstens hat sich der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte in einer Reihe von Urteilen zu diesem Thema
geäußert und eine vielfältige Rechtsprechung vorgelegt. Im
Falle Griechenlands hat er beispielsweise die Verhängung
einer absoluten lebenslangen Freiheitsstrafe für zulässig
erachtet, sofern es im Rechtssystem eine Lösung gibt, um
die  Vollstreckung  dieser  Strafe  ausnahmsweise  zu
verkürzen, wie etwa den Gnadenakt des Staatspräsidenten.
In Polen ist der Akt der Begnadigung ein verfassungs-
mäßiges Vorrecht des Staatsoberhauptes, so dass diese Be-
dingung vollständig erfüllt ist.

Zweitens gibt es beispielsweise im Vereinigten Königreich
eine lebenslange Haftstrafe ohne Möglichkeit auf Freilas-
sung. Dieses Land ist Mitglied des Europarates, und nie-
mand will es aus dem Europarat hinauswerfen.

Drittens ist die absolute lebenslängliche Freiheitsstrafe
auf die brutalsten Gewaltverbrecher beschränkt.

Es geht um zwei Fälle. Der erste ist, wenn wir es mit
einem Straftäter zu tun haben, der dauerhaft extrem gefähr-
lich  ist.  Schließlich  erinnern  wir  uns  an  die  „Lex
Trynkiewicz“, als man befürchtete, dass dieser wegen bru-
taler pädophiler Verbrechen verurteilte Straftäter freikom-
men  würde.  Der  zweite  Fall  ist  der  eines  Wiederhol-
ungstäters, der wegen eines schweren Verbrechens gegen das
Leben,  die  Gesundheit  oder  wegen  einer  terroristischen
Straftat  bereits  zu  einer  lebenslangen  Freiheitsstrafe
oder zu einer Freiheitsstrafe von 20 Jahren verurteilt
wurde und erneut ein schweres Verbrechen begangen hat, für
das  eine  weitere  lebenslange  Freiheitsstrafe  verhängt
wurde. In beiden Fällen kann das Gericht die Möglichkeit



einer  bedingten  Entlassung  ausschließen,  muss  es  aber
nicht.

Bei der „normalen“ lebenslangen Haftstrafe gibt es mehr
Veränderungen. Die Bewährungszeit nach einer bedingten Ent-
lassung wird von 10 Jahren auf bis zum Lebensende ver-
längert. Was bedeutet das eigentlich?

Wir verlängern diese Bewährungszeit, weil wir eine sehr ho-
he Rückfallquote haben. Etwa 40 Prozent der Straftäter wer-
den  innerhalb  von  fünf  Jahren  nach  ihrer  Tat  wieder
kriminell. Es handelt sich oft um sehr gewalttätige Ver-
brecher, und die Justiz sollte in solchen Fällen eine
lebenslange Kontrolle ausüben.

Der allgemeine Einwand der protestierenden Strafrechtler
richtet sich gegen die Erhöhung der Strafen an sich. Sie
halten es für ein Dogma, dass die Höhe der Strafe keine
Rolle spielt und dass alles durch die magische „Unvermei-
dlichkeit“ geregelt wird. Ich denke, wir haben in Polen ei-
nen  neuen  Beweis  dafür,  dass  sich  dieses  Dogma  bei
Verkehrsdelikten als unwahr erwiesen hat. Es reichte aus,
die Bußgelder im Straßenverkehr nach 30 Jahren der heuti-
gen Einkommenslage anzupassen, damit die Autofahrer vor-
sichtiger fahren und 30 Prozent weniger tödliche Unfälle
verursachen als vor der Pandemie.

So ist es. Die Verbesserung der Straßenverkehrssicherheit
nach der Änderung der Rechtsvorschriften ist enorm. Es
funktioniert  einfach.  Die  Wirkung  einer  rationalen  Er-
höhung der Strafen auf die Verringerung der Kriminalität
wurde  wiederholt  und  überzeugend  durch  die  sogenannte
ökonomische Analyse der Straffälligkeit nachgewiesen, die
insbesondere von Kriminologen in den angelsächsischen und
skandinavischen Ländern angewandt wurde. Lassen wir also



die linksliberalen Märchen beiseite, dass der Verbrecher
nur die Unausweichlichkeit der Strafe im Auge hat. Er
prüft auch, was ihm nach der geplanten Straftat blüht. Es
lohnt sich also, das Strafgesetzbuch in einer vernünftigen
Weise zu ändern.

Hat die Erhöhung der Strafen in anderen Bereichen zur Ver-
ringerung der Fallquoten geführt?

Ja. Nehmen wir zum Beispiel die Erhebung von Unterhaltszah-
lungen. Als Zbigniew Ziobro 2015 zum zweiten Mal Justizmin-
ister wurde, lag Polen in dieser Hinsicht an vorletzter
Stelle  in  Europa.  Gegenwärtig  haben  wir  bereits  eine
Verbesserung von über 230 Prozent bei der Eintreibung von
Unterhaltszahlungen, dank der Gesetzesänderungen.

Das zweite Beispiel ist der gigantische Anstieg der Mehrw-
ertsteuereinnahmen.  Alles,  was  wir  tun  mussten,  war,
Dinge, wie die Ausstellung einer gefälschten Rechnung, in
die neuen Straftatbestände aufzunehmen und sie mit sehr
harten Sanktionen zu versehen. Und schon funktionierte es.
Nachdem diese Änderungen im März 2017 in Kraft traten, be-
trug die Steigerung der Steuereinnahmen auf Anhieb fast
über 30 Milliarden Zloty (ca. 6,3 Milliarden Euro – Anm.
RdP). Tendenz steigend!

Das dritte Beispiel sind die Designerdrogen. Wir haben
eine Haftstrafe von bis zu 3 Jahren für deren Besitz und
bis zu 12 Jahren für den Handel damit eingeführt. Zusät-
zlich haben wir eine Regelung eingeführt, die verhindert,
dass Kriminelle, die den Designerdrogen neue Substanzen
beimischen, sich der Verantwortung entziehen können. Da-
mals versuchte der sogenannte „Designerdrogen-König“ durch
Auftragsmörder den Justizminister zu beseitigen. Das zeigt
am  besten,  dass  Straftäter  die  Dimensionen  der  Strafe



berechnen und berücksichtigen.

Die Beschlagnahmung von Fahrzeugen betrunkener Fahrer, die
in der Strafrechtsnovelle enthalten ist, ist ein interes-
santes Thema. Sie ist bei den Juristen für Strafrecht
nicht so stark umstritten. Wissen Sie warum?

Es  handelt  sich  leider  mehrheitlich  um  von  der  Wirk-
lichkeit  losgelöste  Theoretiker.  Sie  kommen  mit
kriminellen  Praktiken  zumeist  nur  im  Straßenverkehr  in
Berührung.  Wenn  sie  über  eine  hypothetische  Gefahr
sprechen, die sie nicht bedroht, halten sie sich vornehm
zurück und sehen vor allem die Probleme der Verbrecher.

Wenn sie jedoch ihr Büro an der Universität verlassen und
sich auf der Straße wiederfinden, ist der betrunkene Fahr-
er auch für sie eine echte Bedrohung, die sie fürchten.
Und sie sehen, dass eine solche Bedrohung wirksam ver-
ringert werden kann. Deshalb akzeptieren sie in diesem
Fall unsere Lösungen oder nehmen sie wenigsten schweigend
in Kauf.

Schade jedoch, dass sie sich nicht mit der Angst der nor-
malen Bürger identifizieren, die, wie diese Professoren,
Angst vor betrunkenen Autofahrern, aber ebenso vor anderen
Verbrechern haben. Das ist der beste Test für die Ehr-
lichkeit der Absichten dieser Akademiker. Ich kann nur
hinzufügen, dass die Beschlagnahme der Autos betrunkener
oder durch Rauschgift betäubter Fahrer von etwa 65 Prozent
der Öffentlichkeit unterstützt wird.

Das neue Strafgesetzbuch sieht 2 bis 15 Jahre für die An-
nahme eines Tötungsbefehls oder die Vorbereitung einer Tö-
tung vor. Die Gegner der Änderung behaupten, dass damit
„Gedankenverbrechen“  bestraft  werden,  weil  man  ja  noch



nichts getan hat.

Das ist doch Unsinn! Heute gibt es eine Strafe für die Vor-
bereitung von Geldfälschungen. Mord ist ein viel schwer-
eres Verbrechen. Stellen Sie sich vor, ein Rückfalltäter,
der ein schweres Verbrechen begangen hat, ist gerade aus
dem Gefängnis entlassen worden. Und unsere liberalen Ge-
setze führen dazu, dass 40 Prozent der Menschen wie er
wieder in die Kriminalität zurückkehren. Und dann wird er
mit  einem  detaillierten  Plan  der  Wohnung  einer  Person
festgenommen, mit Fotos der Kinder, mit einer Liste, wer
im Haus ein- und ausgeht und wann die Kinder von der
Schule zurückkommen. Was ist das also? Das ist Vorberei-
tung. Soll sie weiterhin straffrei bleiben? Sollten wir
das einfach so lassen? Auf keinen Fall!

Dr. Mikołaj Małecki, Strafjurist an der Jagiellonen-Univer-
sität in Kraków, weist im Internet darauf hin, dass die
Novelle eine Haftstrafe von insgesamt bis zu 30 Jahren für
Bagatelldiebstahl vorsieht.

Ich weiß natürlich nicht, ob der von Ihnen zitierte Wissen-
schaftler sich nur so anstellt oder wirklich so schwer von
Begriff ist. Hier handelt es sich doch eindeutig um Täter,
die ihr Leben auf zynische Weise so geplant haben, dass
sie es durch Kriminalität bestreiten, Häuser, Wohnungen
und Autos anderer Leute in Serie ausrauben oder stehlen.
Es gibt Rekordhalter, die Hunderte solcher Straftaten auf
dem Buckel haben.

Die bisherige Gesetzeslage war so, dass jede weitere Straf-
tat stärker belohnt wurde, weil der Täter auch bei mehr-
eren hundert Diebstählen, die in kurzen Abständen begangen
wurden, so bestraft wurde, als hätte er eine einzige Straf-
tat  begangen.  Eine  unvernünftigere  und  zugleich  un-



gerechtere Lösung lässt sich nur schwer finden.

In der Novelle haben wir auch einen neuen Straftatbestand
eingeführt, den „besonders dreisten Diebstahl“, wenn zum
Beispiel jemandem auf der Straße das Telefon oder die Hand-
tasche  entrissen  oder  Taschendiebstahl  begangen  wird.
Nichts untergräbt bei Opfern und Strafverfolgungsbeamten
mehr den Glauben an die Gerechtigkeit, als zu sehen, wie
ein Taschendieb am nächsten Tag, nachdem er gefasst wurde,
wieder seinen kriminellen Aktivitäten nachgeht. Heute er-
hält ein solch dreister Dieb oft nur eine Geldstrafe, die
geringer ist als der Wert seiner Beute, und seine Tat wird
oft als Ordnungswidrigkeit behandelt. Es zahlt sich für
ihn aus, weiter zu stehlen. Unsere Lösung tritt dieser Sit-
uation wirksam entgegen.

Bei all diesen Verschärfungen im Strafgesetzbuch gibt es
eine Änderung, die nicht damit zusammenhängt, und den Ein-
druck vermittelt, als wäre sie genau das Gegenteil der
bisher geschilderten Maßnahmen. Sie haben die Schwelle,
bis  zu  der  eine  Handlung  eine  Ordnungswidrigkeit
darstellt, von 500 Zloty (ca. 105 Euro – Anm. RdP) auf 800
Zloty (ca. 170 Euro – Anm. RdP) angehoben. Diebe können
nun für 300 Zloty mehr stehlen, ohne sich strafbar zu
machen. Wie kam es zu dieser Idee?

Ab dem 1. Januar 2023 wird der Mindestlohn 3.490 Zloty
(ca. 740 Euro – Anm. RdP) betragen. Das bedeutet eine Er-
höhung um 480 Zloty (ca. 102 Euro – Anm. RdP) gegenüber
dem 2022 geltenden Betrag, d. h. eine Anhebung um ganze
15,9 Prozent. Das ist viel. Es war schon immer so, dass
ein Viertel des vorgeschriebenen Mindestlohnes die Grenze
zwischen einem Vergehen zu einem Verbrechen bildete. Wenn
also der Mindestlohn gestiegen ist, muss auch der Schwel-
lenwert steigen, damit die Täter unabhängig vom Zeitpunkt



ihrer Tat vergleichbar behandelt werden.

RdP

Das Interview erschien im Wochenmagazin „Do Rzeczy“ („Zur
Sache“) vom 7. Dezember 2022.


